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Das Vorsorgesystem der Schweiz
Ein Mischsystem mit Vorbildcharakter für eine 
Erwerbstätigenversicherung?
Thomas Gächter*
Zusammenfassender Überblick
Das Schweizer System bietet aufgrund der Kombi-
nation einer Volksversicherung mit Klassenversi-
cherungen für Versicherte mit einem „normalen“ 
Karriereverlauf, d.h. für Arbeitnehmende mit 
Vollzeitstelle, einen gut ausgebauten Vorsorge-
schutz. Die Fortführung der gewohnten Lebens-
haltung ist für sie allein schon aufgrund der Mi-
nimalvorschriften hinreichend gesichert. 
Beamte und öffentlich-rechtlich Angestellte 
werden im Schweizer System grundsätzlich gleich 
behandelt wie andere Versicherte; dies gilt für alle 
drei Säulen der Vorsorge sowie – im Grundsatz – 
auch für die übrigen Sozialversicherungen.
Mindestens respektabel erscheint auch das 
Schutzniveau, das von der 1. Säule – zusammen 
mit den Ergänzungsleistungen – für die Nichter-
werbstätigen, die geringfügig Beschäftigten und 
die Selbstständigerwerbenden gewährleistet wird. 
Selbstständigerwerbende können darüber hinaus 
freiwillig (steuerbegünstigt) ihre kollektive Vorsor-
ge (2. Säule) oder individuelle Vorsorge (3. Säule) 
aufbauen. 
Für geringe Einkommen und Teileinkommen 
bietet die 2. Säule dagegen nur unzureichenden 
Schutz. Dies verstärkt sich noch dadurch, dass 
 Arbeitnehmende ohne Anschluss an eine Einrich-
tung der berufl ichen Vorsorge nur in verhältnis-
mäßig geringem Ausmaß eine 3. Säule aufbauen 
können. Hauptbetroffene dieses mangelhaften 
Schutzes sind meist Frauen, die nur teilerwerbs-
tätig sind oder in schlecht bezahlten Stellungen 
arbeiten.
I. Ausgangslage und Fragestellung
Das schweizerische System der Altersvorsorge ist 
historisch gewachsen. Es wurde erst vor weniger 
als vierzig Jahren in eine eigentliche Gesamt-
konzeption eingebettet (3-Säulen-System). Diese 
schafft eine Mischung zwischen verschiedenen 
Versicherungs- (Volksversicherungen und Klas-
senversicherungen) und Finanzierungssystemen 
(Umlage- und Kapitaldeckungsverfahren). Die 
his torischen Wurzeln der Volks- oder Grundsiche-
rungssysteme im Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenbereich liegen im schichtübergreifenden 
Solidaritätsdenken, das sich nach den Erfahrun-
gen des Ersten Weltkriegs entwickelte und 1925 
in eine erste Verfassungsgrundlage für die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung ausmündete, so-
wie in den Ansätzen des britischen Beveridge-
Plans, der in den Vierzigerjahren des letzten Jahr-
hunderts weltweites Interesse auf sich zog. Zu-
sammen mit der zum Zeitpunkt der Schaffung 
der Alters- und Hinterlassenenversicherung (1949) 
und der Invalidenversicherung (1959) bereits be-
stehenden Unfallversicherung, die von Anfang 
an eine eigentliche Klassenversicherung für Ar-
beitnehmende bildete, sowie der schon seit vie-
len Jahrzehnten auf freiwilliger Basis praktizierten 
betrieblichen Altersvorsorge für Arbeitnehmende 
wurden die Grundstrukturen in den ersten Jahr-
zehnten nach dem Zweiten Weltkrieg gelegt.
Im Hinblick auf die Frage, ob in Deutschland 
eine allgemeine Erwerbstätigenversicherung zu 
schaffen sei, dürften am schweizerischen System 
verschiedene Aspekte interessieren: Im Vorder-
* Ich danke meiner Assistentin Frau lic. iur. Maya Geckeler Hunziker für ihre wertvolle Mitarbeit.
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grund steht der Einbezug sämtlicher Erwerbstä-
tigen – und auch der Nichterwerbstätigen – in das 
System der 1. Säule. Darüber hinaus dürften auch 
die Vorsorgemöglichkeiten für Selbstständiger-
werbende im Rahmen der 2. und 3. Säule von In-
teresse sein. Schließlich ist – vor allem aufgrund 
der Problemstellungen im deutschen Kontext – 
zu fragen, wie Erwerbstätige, die nur in geringfü-
gigem Umfang beschäftigt sind, im schweize-
rischen System behandelt werden, und in welcher 
Weise Beamte und andere öffentlich-rechtlich 
Angestellte ins allgemeine Altersvorsorgesystem 
einbezogen sind.
II. Das System der Altersvorsorge in der   
 Schweiz
1. Das 3-Säulen- oder 3-Etagen-System der   
 Altersvorsorge
Die Altersvorsorge in der Schweiz beruht auf dem 
1972 in der Bundesverfassung (BV)1 verankerten 
3-Säulen-Konzept.2 Die 1. Säule, die Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenversicherung (AHV/
IV),3 hat zum Ziel, den Existenzbedarf angemes-
sen zu decken,4 während die 2. Säule, die beruf-
liche Vorsorge, die Fortsetzung der gewohnten 
Lebenshaltung in angemessener Weise ermögli-
chen soll.5 Die 2. Säule gliedert sich in einen obli-
gatorischen Teil, welcher durch das Bundesgesetz 
über die berufl iche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (BVG)6 geregelt wird, und ei-
nen außerobligatorischen Teil, der in der Regel 
auf einem Vertragsverhältnis beruht. Die 3. Säule 
umfasst die Selbstvorsorge, wobei zwischen einer 
gebundenen, steuerlich privilegierten Selbstvor-
sorge (Säule 3a)7 und einer freiwilligen Selbstvor-
sorge ohne Steuerprivilegierung (Säule 3b) unter-
schieden wird.8
Im Hinblick auf die mit dem Vorsorgesystem 
angestrebten Leistungsziele ließe sich – bildlich 
wohl passender – von einem 3-Etagen-System 
sprechen: In der 1. Etage, d.h. der 1. Säule, wer-
den die wirtschaftlichen Grundbedürfnisse angemes-
sen abgesichert, auf der 2. Etage wird die Fortfüh-
rung der gewohnten Lebenshaltung gewährleistet 
und in der 3. und obersten Etage besteht Raum 
für die individuelle Selbstvorsorge, die der De-
ckung individueller Bedürfnisse dient.
2. Leistungsziele 
a. Angemessene Deckung des Existenzbedarfs 
Laut Art. 112 Abs. 2 lit. b BV haben Renten den 
Existenzbedarf angemessen zu decken. Aus der 
Entstehungsgeschichte der Bestimmung ergibt 
sich, dass mit dieser Begriffswahl zum Ausdruck 
gebracht werden sollte, dass die Leistungen der 
1. Säule klar über dem sozialen Existenzminimum 
(d.h. über dem Niveau der Fürsorgeleistungen9 
oder gar dem grundrechtlich gewährleisteten 
Not hilfeanspruch im Sinn von Art. 12 BV) liegen 
sollen.
Obwohl der Leistungsumfang der 1. Säule 
kontinuierlich ausgebaut wurde, reichen selbst 
die bei gegenwärtig 2.210 Franken liegenden mo-
natlichen Maximalrenten der AHV in vielen Fäl-
len nicht aus, um dieses Leistungsziel zu errei-
chen. Aus diesem Grund trat 1966 die bundesge-
1 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999, SR 101.
2 Art. 111 BV.
3 Diese beiden Versicherungszweige basieren auf dem Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) vom 
20. Dezember 1946, SR 831.10, und dem Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG) vom 19. Juni 1959, SR 831.20.
4 Art. 112 Abs. 2 lit. b BV.
5 Art. 113 Abs. 2 lit. a BV.
6 Bundesgesetz über die berufl iche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) vom 25. Juni 1982, SR 831.40.
7 Die gesetzliche Regelung fi ndet sich in Art. 82 Abs. 2 BVG, ausgeführt in der Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für 
Beiträge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) vom 13. November 1985, SR 831.461.3.
8 Art. 111 Abs. 1 und 4 BV.
9 Allgemeine Richtlinie für die Bemessung des sozialen Existenzminimums bilden die von der (privat organisierten) Konferenz der öffent-
lichen Sozialhilfe (SKOS) periodisch überarbeiteten Richtlinien, die in der Mehrzahl der Kantone aufgrund eines gesetzgeberischen 
Verweises direkt oder leicht modifi ziert angewandt werden. Siehe http://www.skos.ch/store/pdf_d/richtlinien/richtlinien/RL_deutsch.pdf.
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setzliche Grundlage (Ergänzungsleistungsgesetz, 
ELG10) in Kraft, die es dem Bund gestattet, den 
Kantonen zur Erreichung des Leistungsziels Bei-
träge an die Finanzierung so genannter „Ergän-
zungsleistungen“ auszurichten. Sämtliche Kanto-
ne richten solche Ergänzungsleistungen aus, 
wenn die Leistungen der 1. Säule – zusammen 
mit anderen anrechenbaren Einnahmen – das 
Leistungsziel der Deckung des angemessenen 
 Existenzbedarfs verfehlen.
Im System der Ergänzungsleistungen werden 
aufgrund (stark schematisierter) individueller Be-
darfsrechnungen gezielt Leistungen an Personen 
mit ungenügenden Einkommen ausgerichtet. An-
spruchsberechtigt sind Rentenbeziehende (AHV- oder 
IV-Rente) mit Wohnsitz in der Schweiz. Neben Per-
sonen mit einer IV-Rente benötigen heute vor 
allem betagte Menschen, die sich in Heim pfl ege 
befi nden, die Ergänzungsleistungen. Ende 2006 
waren 12,1 Prozent der Altersrentner auf Ergän-
zungsleistungen angewiesen.11 Je nach Region – 
d.h. je nach Wohn- und Lebenshaltungskosten in 
einer Region – liegt die Quote der Bezieherinnen 
und Bezieher von Ergänzungsleistungen aber 
auch bedeutend höher. Ende 2005 variierte die 
Quote der Bezieher von Ergänzungsleistungen 
 interkantonal zwischen 6 und 21 Prozent. In 
städtischen Agglomerationen mit hohen Lebens-
haltungs kosten übersteigt sie nicht selten die 
Marke von 30 Prozent.12
Ursprünglich als Übergangslösung geplant, 
ist dieser rein steuerfi nanzierte „Versicherungs-
zweig“ heute zu einer tragenden Säule der So-
zialen Sicherheit geworden, insbesondere auch 
im Bereich der Finanzierung der Betagtenpfl ege. 
Im Rahmen einer größeren Verfassungsreform 
(neuer Finanzausgleich, NFA) wird die entspre-
chende, bislang in den Übergangsbestimmungen 
der Bundesverfassung enthaltene Kompetenz-
grundlage13 nun per 1. Januar 2008 ins ordentli-
che Bundesverfassungsrechts überführt.14 
Das System der Ergänzungsleistungen wurde 
in den letzten Jahren zudem zu einem wichtigen 
Teilsystem zur Finanzierung der Alters- und In-
validenpfl ege ausgebaut und verursacht dadurch 
stark gestiegene Kosten.15
In der 1. Säule würde mit anderen Worten 
das Leistungsziel ohne die steuerfi nanzierten Er-
gänzungsleistungen nicht umfassend erreicht.
b. Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung
Laut Art. 113 Abs. 2 lit. a BV soll die berufl iche 
Vorsorge zusammen mit den Leistungen der 1. 
Säule die Fortsetzung der gewohnten Lebenshal-
tung in angemessener Weise ermöglichen. Das 
Leistungsziel ist damit gleich in doppelter Hin-
sicht unbestimmt, da sowohl die „gewohnte Le-
benshaltung“ als auch die „angemessene Weise“, 
in der diese gewährleistet werden soll, dem Ge-
setzgeber einen erheblichen Gestaltungsspiel-
raum belässt. Es lässt sich aber immerhin belegen, 
dass dem Verfassungsgeber ein Leistungsniveau 
von rund 60 Prozent des vor dem versicherten 
 Ereignis erwirtschafteten Einkommens vorschweb-
te.16 Aufgrund der geltenden Minimalvorschriften 
im Recht der berufl ichen Vorsorge wird dieses 
Ziel mindestens für diejenigen Versicherten er-
reicht, die im Zeitpunkt ihrer Pensionierung über 
die vollen Beitragsjahre verfügen.17
Die Mehrzahl der Versicherten ist jedoch – 
aufgrund vertraglicher Vereinbarung – zusätzlich 
in der weitergehenden berufl ichen Vorsorge ver-
10 Bundesgesetz vom 19. März 1965 über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG), SR 831.30.
11 Sozialversicherungen der Schweiz (Taschenstatistik 2007), Ergänzungsleistungen zu AHV und IV, abrufbar unter 
 http://www.bsv.admin.ch/dokumentation/zahlen/00095/00420/index.html?lang=de.
12 Siehe Bundesamt für Sozialversicherungen, Statistik zu den Ergänzungsleistungen zu AHV und IV 2005, Bern 2005, S. 6. Siehe 
 http://www.agile.ch/t3/agile/fi leadmin/user_upload/2006/EL_05_D.pdf.
13 Art. 196 Ziff. 10 BV.
14 Art. 112a BV (in der Fassung gemäß NFA).
15 1990 wurden Ergänzungsleistungen im Umfang von 1.434 Millionen Franken erbracht, demgegenüber betrug die Höhe der Sozialleis-
tungen im Jahre 2005 bereits 2.982 Millionen Franken, vgl. Schweizerische Sozialversicherungsstatistik 2006 (SVS), S. 116, abrufbar 
unter www.bsv.admin.ch/dokumentation/zahlen/00095/00420/index.html?lang=de.
16 Siehe etwa Luzius Mader, St. Galler Kommentar zur Bundesverfassung, Art. 113 N. 5.
17 Eine Umfrage der Swisscanto, an welcher 244 Vorsorgeeinrichtungen teilgenommen haben, zeigt, dass bei 80 Prozent der Kassen, welche 
ein Leistungsziel kennen, dieses bei einem AHV-Lohn von 80.000 Franken bei 40 und mehr Prozent liegt, bei 5 Prozent der Kassen sogar 
60 Prozent übersteigt. Zusammen mit der AHV-Rente wird damit eine Altersleistung von rund 70 und mehr Prozent generiert. Vgl. Schwei-
zerische Pensionskassen 2006, S. 38 und 50, abrufbar unter /www.swisscanto-pk-studie.ch/pdf/Pensionskassen_DE_060920_WEB.pdf.
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18 Art. 111 Abs. 4 BV.
19 Art. 82 Abs. 2 BVG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 BVV 3.
20 Art. 34 Abs. 4 AHVG.
21 Art. 29sexies und Art. 29septies AHVG.
22 Art. 29quinquies Abs. 3 AHVG.
23 Der Vollzug der berufl ichen Vorsorge ist äußerst zersplittert, d.h. die Zahl der Vorsorgeeinrichtungen (Pensionskassen) ist sehr hoch: 
Insgesamt sind deutlich über 2000 Vorsorgeeinrichtungen am Vollzug des Obligatoriums beteiligt (registrierte Vorsorgeeinrichtungen).
24 Art. 14 Abs. 2 BVG.
sichert. Seitens der Gesetzgebung wird die wei-
tergehende berufl iche Vorsorge insofern privile-
giert, als die Beiträge an diese vollumfänglich von 
den direkten Steuern abgesetzt werden können 
(Art. 82 BVG).
c. Deckung individueller Bedürfnisse
Für die Deckung der über die angemessene Fort-
führung der bisherigen Lebenshaltung hinausge-
henden individuellen Bedürfnisse soll der Gesetz-
geber Maßnahmen in der Steuer- und Eigentums-
politik ergreifen.18 Begünstigt wird durch diese 
Maßnahmen die Selbstvorsorge. Insbesondere die 
gebundene (individuelle) Selbstvorsorge erlaubt es, 
jährlich einen gewissen Maximalbetrag steuerbe-
günstigt in eine gebundene Vorsorgeversicherung 
bei einer Versicherungseinrichtung oder in eine 
gebundene Vorsorgevereinbarung bei einer Bank-
stiftung zu investieren.19 Diese Vorsorgeform 
steht sowohl Arbeitnehmenden wie auch Selbst-
ständigerwerbenden offen. 
3. Struktur der drei Säulen
Die drei sich ergänzenden Säulen der Vorsorge 
sind sehr unterschiedlich strukturiert.
• Grundlegendes Prinzip der AHV ist die Solidari-
tät. Solidarität besteht einerseits zwischen den 
Generationen, indem mittels Umlageverfahren 
die laufenden Renten durch die Erwerbstätigen 
(sowie durch die Beiträge der beitragspfl ichti-
gen Nichterwerbstätigen) fi nanziert werden. 
Zudem fi ndet eine Umverteilung von den hö-
heren zu den niedrigeren Einkommen statt, 
indem das ganze Erwerbseinkommen der Bei-
tragspfl icht untersteht, während die Renten 
nach oben (Maximalrente) und unten (Mini-
malrente) plafoniert sind und die Maximal-
rente lediglich das Doppelte der Minimalrente 
betragen darf. Oberhalb einer bestimmten Ein-
kommensgrenze – diese liegt gegenwärtig bei 
79.560 Franken20 – werden so nicht rentenbil-
dende Beiträge bezahlt. Mit den Erziehungs- 
und den Betreuungsgutschriften21 kommt zu-
dem die Solidarität kinderloser Personen mit 
Müttern und Vätern und von Personen ohne 
Betreuungsaufgaben mit jenen, die sich um 
pfl egebedürftige Verwandte kümmern, zum 
Tra gen. Solange das Rentenalter der Frauen 
niedriger ist als dasjenige der Männer, benöti-
gen sie weniger Beitragsjahre, um die gleiche 
Rente zu erhalten, was eine Umverteilung von 
Beiträgen der Männer zugunsten der Frauen 
bewirkt. Mit dem so genannten „Splitting“22 
des während der Ehe erwirtschafteten anre-
chenbaren Einkommens schließlich spielt bei 
der AHV auch die Solidarität zwischen den 
Ehepartnern eine Rolle.
• Die Umverteilung spielt im System der beruf-
lichen Vorsorge keine zentrale Rolle und wirkt 
sich lediglich innerhalb derselben Pensions-
kasse aus.23  Dennoch werden auch in der 2. 
Säule einige Umverteilungen vorgenommen. 
So kommt es zu einer Umverteilung im System 
des Leistungsprimats, indem in diesem System 
die Versicherten mit geringer Lohnprogression 
einen Teil zur Finanzierung der Leistungen an 
Versicherte beitragen, deren Lohn gegen Ende 
ihres Erwerbslebens gestiegen ist. Alle haben 
ungeachtet ihres Zivilstan des die gleichen Bei-
träge zu entrichten und es gilt ein einheitlicher 
Mindestumwandlungssatz für Verheiratete und 
Nichtverheiratete.24 Dadurch fi nanzieren die 
Ledigen die Hinterlassenenrenten der Verhei-
rateten mit. Indem für Frauen und Männer bei 
der Berechnung der Altersrente der gleiche 
Umwandlungssatz angewandt wird, kommt es 
zu einer Umverteilung zwischen Männern und 
Frauen, da Männer bei ihrem Rentenantritt  älter 
sind und ihre Lebenserwartung niedriger ist.
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• Leitgedanke der 3. Säule ist dagegen die Selbst-
vorsorge. Um sicher zu stellen, dass die steuer-
begünstigten Vorsorgeformen nicht zweckent-
fremdet werden, sind nur Investitionen in be-
stimmte Vorsorgeprodukte möglich.25 Zudem 
unterliegen die Auszahlungen von Leistungen 
aus diesen Vorsorgeformen einer – in den meis-
ten Kantonen reduzierten – separaten Steuer-
pfl icht, d.h. die Leistungen werden nicht pro-
gressionserhöhend auf das übrige Erwerbsein-
kommen aufgerechnet.
III. Die Alters- und Hinterlassenenversiche-
 rung (AHV) als Volksversicherung
1. Versicherungsunterstellung
Bei der AHV handelt es sich um eine Volksversi-
cherung. Versichert ist grundsätzlich die ganze 
Wohnbevölkerung der Schweiz. Dabei können 
drei verschiedene Kategorien von Personen un-
terschieden werden:
a. Obligatorisch Versicherte
Obligatorisch versichert sind einerseits Personen, 
die in der Schweiz wohnen,26 unabhängig davon, 
ob sie selbstständig, unselbstständig oder nicht er-
werbstätig sind. Obligatorisch versichert sind aber 
auch alle Personen, die in der Schweiz erwerbs-
tätig sind, und zwar unabhängig von ihrer Staats-
angehörigkeit,27 beispielsweise auch Grenzgän-
ger.28 Daneben sind nach Art. 1a Abs. 1 lit. c 
AHVG auch Schweizer Bürgerinnen und Bürger, 
die im Ausland für die Eidgenossenschaft oder be-
stimmte näher bezeichnete Organisationen tätig 
sind,29 obligatorisch versichert.
Trotz Erwerbstätigkeit in der Schweiz sind 
Personen, die einer ausländischen staatlichen 
 Alters- und Hinterlassenenversicherung angehö-
ren, nicht versichert, sofern der Einbezug in die 
Versicherung für sie eine nicht zumutbare Dop-
pelbelastung bedeuten würde.30 Auch Personen, 
welche die Voraussetzungen der Versicherungs-
unterstellung (Wohnsitz oder Erwerbstätigkeit) 
nur für kurze Zeit erfüllen, sind in den vom Ver-
ordnungsgeber näher bezeichneten Fällen von der 
obligatorischen Versicherung ausgenommen.31
b. Weiterführung und Beitritt zur 
 obligatorischen Versicherung
Personen, die für einen Arbeitgeber mit Sitz in der 
Schweiz im Ausland tätig sind und von diesem 
entlohnt werden, sowie nicht erwerbstätige Stu-
dierende bis zum 30. Altersjahr, die ihren Wohn-
sitz in der Schweiz aufgeben, um im Ausland ei-
ner Ausbildung nachzugehen, haben die Möglich-
keit, die obligatorische Versicherung weiterzufüh-
ren.32 Voraussetzung ist, dass diese Personen vor 
Aufnahme der Erwerbstätigkeit bzw. ihrer Aus-
bildung im Ausland während mindestens fünf 
aufeinander folgenden Jahren versichert gewesen 
sind.33
Bestimmte Kategorien von Personen können 
der obligatorischen Versicherung beitreten, wie 
beispielsweise Personen mit Wohnsitz in der 
Schweiz, die aufgrund einer zwischenstaatlichen 
Vereinbarung nicht versichert sind.34 
c. Freiwillig Versicherte
Der freiwilligen Versicherung beitreten können 
Schweizer Bürger und Staatsangehörige der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft oder 
der Europäischen Freihandelsassoziation, die nicht 
25 Art. 1 Abs. 1 BVV 3.
26 Art. 1a Abs. 1 lit. a AHVG.
27 Art. 1a Abs. 1 lit. b AHVG.
28 In dieser Konstellation sind indes aufgrund des Personenfreizügigkeitsabkommens, das die Schweiz mit der EU und ihren Mitglied-
staaten abgeschlossen hat, die im Abkommen für anwendbar erklärten Regeln des europäischen Koordinationsrechts der sozialen Sicher-
heit anwendbar.
29 Art. 1a der Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 31. Oktober 1947 (AHVV), SR 831.101.
30 Art. 1a Abs. 2 lit. b AHVG i.V.m. Art. 3 f. AHVV.
31 Art. 1a Abs. 2 lit. c AHVG i.V.m. Art. 2 AHVV.
32 Art. 1a Abs. 3 AHVG.
33 Art. 5 und 5g AHVV.
34 Art. 1a Abs. 4 AHVG, Art. 5d–5f, 5j–5k AHVV.
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in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Freihandelsassozia-
tion leben, sofern sie unmittelbar vorher während 
mindestens fünf aufeinander folgenden Jahren 
obligatorisch versichert waren.35
Statistiken zeigen, dass die Hälfte aller frei-
willig versicherten Personen nur gerade den jähr-
lichen AHV/IV-Mindestbeitrag von 378 Franken 
entrichten, was einem Jahreseinkommen bis 7.800 
Franken oder bei Nichterwerbstätigen einem jähr-
lichen Renteneinkommen bis 12.500 Franken 
entspricht. In der obligatorischen Versicherung 
sind es bloß sieben Prozent der Versicherten, die 
lediglich den Mindestbeitrag bezahlen. Solange 
gut situierte Versicherte der freiwilligen Versiche-
rung nicht beitreten, kommt in dieser eine Um-
verteilung zwischen großen und kleinen Einkom-
men nicht zu Stande.36
2. Finanzierungs- und Beitragssystem
Das für die AHV charakteristische Finanzierungs-
system ist das Umlageverfahren. Es zeichnet sich 
dadurch aus, dass die Leistungen, die in einer 
 Periode zu erbringen sind, durch die entspre-
chenden Beiträge der Versicherten, der Arbeitge-
ber und der öffentlichen Hand fi nanziert werden. 
Es werden – neben einer nicht unbedeutenden 
Schwankungsreserve (AHV-Fonds)37 – grundsätz-
lich keine Rücklagen gebildet, sondern es erfolgt 
eine direkte Umverteilung der Beiträge der Er-
werbstätigen auf die Rentner.
Der Vorteil dieses Systems liegt darin, dass 
die Kaufkraft der Renten im Rahmen der Wirt-
schaftsentwicklung gewährleistet bleibt. Nachtei-
lig wirkt sich aus, dass keine Sicherheit besteht, 
dass die Leistungen im Rentenfall aus angespar-
tem Kapital gedeckt sind. Der demographischen 
Entwicklung kommt damit – wie in allen umla-
gefi nanzierten Systemen – eine große Bedeutung 
zu.
Neben den Beiträgen und den Erträgen des 
AHV-Fonds fl ießen auch verschiedene Steuerein-
nahmen ins AHV-System. Die Leistungen der AHV 
werden gegenwärtig zu rund 20 Prozent durch 
Steuergelder fi nanziert.38 Betrachtet man dagegen 
die 1. Säule bzw. deren oben beschriebenes Leis-
tungsziel der angemessenen Existenzsicherung 
insgesamt, so ergibt sich ein bedeutend höherer 
Fiskalanteil: Sowohl die genannten Ausgaben für 
die Ergänzungsleistungen als auch die erhebli-
chen Beiträge des Staates an die Invalidenver-
sicherung, die ebenfalls der 1. Säule zuzurechnen 
ist, führen zu einer staatlichen Finanzierungs-
quote der 1. Säule von rund 38 Prozent.39
Beitragspfl ichtig sind grundsätzlich sämt-
liche Versicherten, unabhängig von ihrem Status 
als Nichterwerbstätige, Selbstständigerwerbende 
oder Unselbstständigerwerbende. Ausnahmen 
von der Beitragspfl icht bestehen jedoch für nicht-
erwerbstätige Jugendliche bis zum 31. Dezember 
des Jahres, in dem sie das 20. Altersjahr vollen-
den. Erwerbstätige Jugendliche sind bis zum 
31. Dezember des Jahres, in dem sie das 17. Al-
tersjahr zurückgelegt haben, beitragsbefreit.40 Für 
Nichterwerbstätige endet die Beitragspfl icht zu-
dem mit Erreichung des ordentlichen Pensionie-
rungsalters von 64 Jahren für Frauen und 65 Jah-
ren für Männer.41 Erwerbstätige, die über das Pen-
sionierungsalter hinaus tätig sind, unterstehen 
weiterhin der Beitragspfl icht. Für sie wird das Bei-
tragsobjekt indes in der Weise berechnet, dass sie 
35 Art. 2 Abs. 1 AHVG.
36 Vgl. die AHV-Einkommen 1999, S. 6 f., abrufbar unter 
 www.bsv.admin.ch/dokumentation/zah len/00095/00440/index.html?lang=de#sprungmarke0_10.
37 Art. 107 ff. AHVG.
38 Gemäß Art. 103 Abs. 1 AHVG übernimmt der Bund 16,36 Prozent der Gesamtausgaben der Versicherung, die Kantone übernehmen 3,64 
Prozent. Im Jahre 2005 betrug der Beitrag der öffentlichen Hand insgesamt 27,4 Prozent der Ausgaben (Sozialversicherungsstatistik 2006, 
S.82, Fußnote 15).
39 Im Jahr 2005 beliefen sich die Gesamtausgaben der 1. Säule auf rund 45.870 Millionen Franken, wovon 31.327 (68,3 Prozent) auf die 
AHV, 11.561 (25,2 Prozent) auf die IV und 2.982 Millionen Franken (6,5 Prozent) auf die Ergänzungsleistungen entfi elen. Die öffentliche 
Hand ist bei der AHV wie gesehen zu 27,4 Prozent beteiligt, bei der IV zu 50 Prozent und bei den Ergänzungsleistungen zu 100 Prozent. 
Unter Berücksichtigung der prozentualen Beteiligung der einzelnen Systeme an den Gesamtkosten beträgt die Beteiligung der öffentli-
chen Hand an der 1. Säule somit insgesamt 37,81 Prozent. (Vgl. Sozialversicherungsstatistik 2006 (SVS), S. 82, 100 und 117, Fußnote 15)
40 Art. 3 Abs. 2 AHVG.
41 Art. 3 Abs. 1 AHVG.
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einen monatlichen „Freibetrag“ von 1.400 Fran-
ken zur Verfügung haben, für den keine Beiträge 
erhoben werden.42 Die darüber hinausgehenden 
Einkommensbestandteile unterliegen aber wei-
terhin der unlimitierten Beitragspfl icht. Sie wir-
ken nur unter besonderen Umständen (Renten-
aufschub) indirekt leistungserhöhend,43 es han-
delt sich damit um eigentliche Solidarabgaben.
Während die Beitragspfl icht der Nichter-
werbstätigen bei einem jährlichen Maximalbetrag 
plafoniert ist,44 sind Selbstständigerwerbende auf 
der Grundlage ihres steuerbaren Erwerbseinkom-
mens und Unselbstständigerwerbende (und ihre 
Arbeitgeber) aufgrund des Bruttolohns unlimi-
tiert beitragspfl ichtig, d.h. das Beitragsobjekt wird 
nicht wie in anderen Sozialversicherungssyste-
men bei einem Maximalbetrag plafoniert. Im-
merhin bestehen für Selbstständige mit einem 
eher geringen Einkommen (d.h. unterhalb von 
53.100 Franken pro Jahr) abgestufte geringere 
Beitragssätze.45
Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, 
dass die im AHV-Recht getroffene Zuordnung zu 
einem bestimmten Sozialversicherungsstatut 
(d.h. inbesondere zur unselbstständigen oder zur 
selbst ständigen Erwerbstätigkeit) für alle Sozialver-
sicherungen verbindlich ist. Dabei wird bei den Er-
werbstätigen ausschließlich zwischen selbststän-
dig und unselbstständig Erwerbstätigen (Arbeit-
nehmenden) unterschieden, tertium non datur. 
Zwischenformen wie freiberufl ich Tätige, neue 
Selbstständige oder Gewerbetreibende gibt es 
nicht. Besonders bedeutsam ist die Qualifi kation 
auch deshalb, weil sich die Versicherungspfl icht 
in den eigentlichen Arbeitnehmerversicherungen 
(berufl iche Vorsorge, Unfallversicherung, Arbeits-
losenversicherung) nach dem AHV-Recht richtet.
Für Erwerbstätige, die eine Nebentätigkeit46 
mit lediglich geringfügigem Ertrag ausüben, sieht 
bereits das Gesetz die Möglichkeit vor, von der 
Beitragspfl icht Umgang zu nehmen.47 Die Gering-
fügigkeitsgrenze liegt bei – sehr geringen – 2.000 
Franken pro Jahr, und zwar sowohl für Selbststän-
digerwerbende wie für Unselbstständigerwerben-
de.48 Diese nur sehr bescheidene Ausnahme von 
der allgemeinen Beitragspfl icht dient in erster 
 Linie der Vermeidung von unverhältnismäßigem 
Verwaltungsaufwand, sie will nicht „vorsorge-
freie“ Bereiche schaffen. Vielmehr liegt es im Sinn 
und Geist des auf verschiedenen Solidaritätsge-
danken beruhenden AHV-Systems, möglichst alle 
Erwerbseinkünfte beitragsrechtlich zu erfassen. 
Die Ausnahme der genannten geringfügigen Be-
schäftigungen bezieht sich – um es nochmals zu 
verdeutlichen – nur auf die Beitragspfl icht, nicht 
auch auf die Versicherungsunterstellung. Diese 
erfolgt wie bereits ausgeführt aufgrund eines 
Wohnsitzes oder einer (Haupt-)Erwerbstätigkeit 
in der Schweiz.
3. Leistungsberechnung
Die Höhe der AHV-Renten richtet sich nach der 
Beitragsdauer und den durchschnittlich ver ab-
gabten Erwerbseinkommen bzw. bei Nichterwerbs-
tätigen nach den geleisteten Beiträgen. Zusätzlich 
werden seit 1997 auf dem individuellen Konto 
der Versicherten Erziehungsgutschriften für Kin-
der unter 16 Jahren und Betreuungsgutschriften 
für die Betreuung von Verwandten in auf- und 
absteigender Linie und von Geschwistern vor-
genommen. Die Erziehungsgutschriften entspre-
chen dem dreifachen minimalen Betrag einer 
jährlichen Altersrente zum Zeitpunkt der Entste-
hung des Rentenanspruchs49 (d.h. gegenwärtig 
39.780 Franken) und werden für alle Jahre vor-
genommen, in denen eine versicherte Person 
eines oder mehrere Kinder unter 16 Jahren in el-
terlicher Sorge hatte. Dabei werden bei gemein-
samer elterlicher Sorge die Beiträge nicht kumu-
42 Art. 4 Abs. 2 lit. b AHVG.
43 Vgl. Art. 39 AHVG.
44 Art. 28 AHVV.
45 Art. 21 AHVV.
46 Verlangt wird mit anderen Worten auch eine eigentliche Haupttätigkeit. Diese kann praxisgemäß jedoch auch in einer Nichterwerbstä-
tigkeit bestehen.
47 Art. 5 Abs. 2 und 8 Abs. 2 AHVG.
48 Art. 8bis und Art. 19 AHVV.
49 D.h. nicht zum Zeitpunkt der Leistung der Erziehungsarbeit!
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50 Art. 29sexies AHVG i.V.m. Art. 52 e ff. AHVV.
51 Art. 30 AHVG.
52 Art. 34 AHVG.
53 Art. 21 AHVV.
54 Art. 7 Abs. 1 BVG i.V.m. Art. 5 BVV 2.
55 Art. 5 Abs. 1 BVG i.V.m. Art. 1a Abs. 1 lit. b AHVG.
56 Art. 2 Abs. 4 BVG i.V.m. Art. 1j Abs. 1 BVG.
liert.50 Die Betreuungsgutschriften sind gleich 
hoch, müssen jedoch jährlich angemeldet wer-
den. Diese Gutschriften haben Auswirkungen auf 
den Faktor des anrechenbaren Einkommens, das 
Einfl uss auf den variablen Rententeil hat, nicht 
jedoch auf den Erwerb von Beitragsjahren. Die 
Beitragsjahre werden durch eigene Beitragszah-
lungen (bzw. durch solche des Ehegatten) erwor-
ben.
Bei vollständiger Beitragsdauer besteht An-
spruch auf eine Vollrente, andernfalls lediglich 
ein Anspruch auf eine Teilrente. Erst innerhalb 
der Voll- oder Teilrentenkategorien wirkt sich die 
Höhe der Beiträge – in einem gewissen Rahmen 
– auf die Rentenhöhe aus. Bis zu einem (nach 
dem Rentenindex aufgewerteten)51 durchschnitt-
lichen Jahreseinkommen von 13.260 Franken 
wird eine monatliche Minimalrente von 1.105 
Franken ausgerichtet. Ab Einkommen in der Hö-
he von 79.560 Franken besteht ein Anspruch auf 
eine Maximalrente von 2.210 Franken.52 Die 
 Maximalrente entspricht der doppelten Minimal-
rente.
Betrachtet man die Ersatzquote der Extrem-
werte, so ergibt sich bei einer Person, die durch-
schnittlich über weniger als 13.260 Franken Ein-
kommen verfügt, eine Ersatzquote von 100 Pro-
zent oder mehr, bei Personen mit einem Ein-
kommen von 79.560 Franken oder mehr eine 
Er satzquote von maximal 33,3 Prozent.
4. Folgen für geringfügig Beschäftigte, 
 Selbstständige und Beamte
Beamte und öffentlich-rechtlich Angestellte sind 
von der Versicherungs- und Beitragspfl icht in der 
1. Säule nicht ausgenommen. Das zuständige Ge-
meinwesen hat für seine Beschäftigten wie ein 
privater Arbeitgeber die paritätischen Beiträge ab-
zuführen.
Selbstständigerwerbende sind in gleicher 
Weise wie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
aufgrund ihres Wohnsitzes oder ihrer Erwerbstä-
tigkeit in der Schweiz der AHV unterstellt und 
unterliegen der unlimitierten Beitragspfl icht. Die 
Besonderheit bei ihnen besteht einzig in einer ge-
wissen Beitragsentlastung durch die Reduktion 
des Beitragssatzes, wenn das steuerbare Einkom-
men einen gewissen Maximalbetrag von gegen-
wärtig 53.100 Franken nicht übersteigt.53
Bei geringfügiger Nebenbeschäftigung im 
Umfang von bis zu 2.000 Franken pro Jahr sind 
sowohl Selbstständigerwerbende wie auch Un-
selbstständige beitragsbefreit. Sie sind aufgrund 
ihrer Haupttätigkeit oder ihrer Erwerbstätigkeit 
aber gleichwohl obligatorisch versichert und bei-
tragspfl ichtig und erwerben damit Rentenansprü-
che.
IV. Die berufl iche Vorsorge als 
 Arbeitnehmerversicherung
1. Versicherungsunterstellung
Versichert sind Arbeitnehmer, die bei einem Ar-
beitgeber einen Jahreslohn von mehr als 19.890 
Franken beziehen. Sie unterstehen ab 1. Januar 
nach Vollendung des 17. Altersjahres für die Ri-
siken Tod und Invalidität, ab 1. Januar nach Voll-
endung des 24. Altersjahres auch für das Alter der 
obligatorischen Versicherung.54 Die Arbeitneh-
mertätigkeit muss grundsätzlich in der Schweiz 
ausgeübt werden.55
Verschiedene Kategorien von Arbeitnehmern 
sind von der obligatorischen Versicherung aus-
genommen, so beispielsweise Arbeitnehmer mit 
einem befristeten Arbeitsvertrag bis höchstens drei 
Monate, Arbeitnehmer für ihre nebenberufl iche Tä-
tigkeit, wenn sie für die hauptberufl iche Erwerbs-
tätigkeit obligatorisch versichert sind oder im 
Hauptberuf selbstständigerwerbend sind oder 
Personen, die im Sinn der Invalidenversicherung 
zu mindestens 70 Prozent invalid sind.56
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Ein Arbeitnehmer, der bei mehreren Arbeit-
gebern tätig ist und die Eintrittsschwelle von 
19.890 Franken bei einem Arbeitgeber nicht er-
reicht, dessen Gesamtlohn aber diese Grenze 
übersteigt, kann sich bei der Auffangeinrichtung 
oder bei der Vorsorgeeinrichtung, der einer seiner 
Arbeitgeber angeschlossen ist, freiwillig versi-
chern, sofern deren reglementarische Bestim-
mungen dies vorsehen.57 
Ebenfalls freiwillig versichern lassen können 
sich Selbstständigerwerbende.58 Diese haben zu-
dem die Möglichkeit, sich ausschließlich bei ei-
ner Vorsorgeeinrichtung im Bereich der weiterge-
henden Vorsorge, insbesondere auch bei einer 
Vorsorgeeinrichtung, die nicht im Register der 
berufl ichen Vorsorge eingetragen ist, zu versi-
chern. Sofern die von den Selbstständigerwerben-
den geleisteten Beiträge und Einlagen dauernd 
der berufl ichen Vorsorge dienen, können sie vom 
steuerbaren Einkommen abgesetzt werden.59
Schließlich sieht das Gesetz die – bislang in 
der Praxis nicht genutzte – Möglichkeit vor, 
Selbstständigerwerbende der obligatorischen Ver-
sicherung in der berufl ichen Vorsorge zu unter-
stellen:60 Berufsgruppen von Selbstständigerwer-
benden können vom Bundesrat auf Antrag ihrer 
Berufsverbände der obligatorischen Versicherung 
allgemein oder für einzelne Risiken unterstellt 
werden. Voraussetzung ist, dass in den entspre-
chenden Berufen die Mehrheit der Selbststän-
digerwerbenden dem Verband angehören.
2. Finanzierungs- und Beitragssystem
Kennzeichnend für die Finanzierung der Alters-
leistungen der 2. Säule ist das Kapitaldeckungs-
verfahren. Die Beiträge werden individuell so an-
gespart, dass im Rentenfall (Altersrente) mit dem 
Deckungskapital samt Ertrag und Zinsen die Leis-
tungen ausbezahlt werden können. Die Risiken 
Invalidität und Tod (Hinterlassenenleistungen) 
werden auf der Grundlage eines fi ktiven Alters-
guthabens berechnet61 und sind mit versiche-
rungstechnischen Berechnungen als Risikoversi-
cherungen zu fi nanzieren. 
Das im Rentenalter verfügbare Kapital hängt 
von den Beiträgen ab, die der Versicherte und 
sein Arbeitgeber einbezahlen. Trotz eines erheb-
lichen Gestaltungsspielraums, über den die ein-
zelnen Pensionskassen verfügen, sind im gesetz-
lich vorgesehenen Maß Mindestgutschriften vor-
zunehmen, die reglementarisch nicht unter-
schritten werden dürfen.62 Hinzu kommen noch 
die Zinseszinse, welche die Vorsorgegelder jedes 
Jahr erzielen. Im Gegensatz zum Umlageverfah-
ren bildet jede Generation die Mittel für den ei-
genen Versicherungsschutz selber. Die höhere 
Lebenserwartung wirkt sich in diesem System auf 
den Finanzierungsbedarf aus. 
Zu versichern ist der Teil des Jahreslohnes 
zwischen 23.205 und 79.560 Franken. Dieser Teil 
wird koordinierter Lohn genannt.63 Beträgt der 
koordinierte Lohn weniger als 3.315 Franken im 
Jahr, so muss er auf diesen Betrag aufgerundet 
werden.64
Die Bezeichnung „koordinierter Lohn“ stammt 
daher, dass der versicherte „Ausschnitt“ des maß-
gebenden Lohns im Sinn der AHV-Gesetzgebung65 
mit dem Höchstbetrag der vollen Altersrente ko-
ordiniert war: Der doppelte Betrag der Höchst-
rente (d.h. der vierfache Betrag der minimalen 
einfachen Altersrente), der über den Mindestbe-
trag der Höchstrente hinaus verdient wurde, bil-
dete das Beitragsobjekt in der berufl ichen Vorsor-
ge. Im Zug der 1. BVG-Revision, die unterdessen 
vollständig in Kraft getreten ist, ging dieser Koor-
dinationsgedanke aus sozialpolitischen Gründen 
etwas verloren: Der Mindestbetrag für die obliga-
57 Art. 46 Abs. 1 BVG.
58 Art. 4 BVG.
59 Art. 4 Abs. 4 BVG i.V.m. Art. 80 und 82 BVG.
60 Art. 3 BVG.
61 Art. 24 BVG.
62 Art. 16 BVG.
63 Art. 8 Abs. 1 BVG i.V.m. Art. 5 BVV 2.
64 Art. 8 Abs. 2 BVG i.V.m. Art. 5 BVV 2.
65 Art. 5 AHVG.
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torische Versicherung wurde gesenkt, um das Bei-
tragsobjekt zu vergrößern. Damit sollten die Ren-
tenausfälle teilweise kompensiert werden, die 
durch die Senkung des Rentenumwandlungs-
satzes von 7,2 auf 6,8 Prozent bewirkt wurden. 
Zudem sollte der Kreis der obligatorisch Versicher-
ten vergrößert werden und insbesondere auch 
vermehrt Teilzeiterwerbende erfassen. Der Koor-
dinationsabzug, der im alten System dem Min-
destbetrag entsprach, wurde in der Mitte zwi-
schen ehemaligem Koordinationszug und neuer 
Mindestversicherungsgrenze festgesetzt, d.h. der 
 Koordinationsabzug ist höher als die Eintritts-
schwelle für die Versicherungspfl icht. Dies erklärt, 
weshalb in allen Fällen ein Mindestbetrag von ge-
genwärtig 3.315 Franken versichert sein muss.
Vorteil dieses Systems ist die individuelle 
 Gestaltbarkeit und damit verbunden das indivi-
duelle Deckungskapital mit einem persönlichen 
Anspruch auf das real vorhandene Kapital im 
Freizügigkeitsfall. Nachteilig wirkt sich aus, dass 
das angesparte Kapital stark von der Wirtschafts-
entwicklung beeinfl usst wird, insbesondere der 
Börsencrash 2001 hat in erheblichem Umfang 
Deckungskapital der 2. Säule vernichtet. Zudem 
ist nur der Nominalbetrag der Renten gesichert, 
während das Infl ationsrisiko ein großes gesamt-
wirtschaftliches Risiko für die Rentenbezieher in 
der 2. Säule darstellt.
Mit der unterschiedlichen Finanzierung der 
1. und der 2. Säule werden die systemrelevanten 
Vor- und Nachteile des Umlageverfahrens in der 
1. Säule und des Kapitaldeckungsverfahrens teil-
weise aufgehoben.66 
3. Exkurs: Weitere Arbeitnehmerversiche-  
 rungen mit Vorsorgecharakter
Neben der AHV und der Pensionskasse richtet 
auch die Unfallversicherung Leistungen im Alter 
aus, wenn eine UVG-versicherte Person aufgrund 
eines Unfalls mindestens 10 Prozent invalid ist.67 
Obligatorisch in der Unfallversicherung versi-
chert sind die in der Schweiz beschäftigten Ar-
beitnehmer.68 Die Unfallversicherung leistet In-
validenrenten bei Berufsunfällen, Berufskrank-
heiten und – als historisch bedingte schweize-
rische Besonderheit – auch bei Nichtberufsunfällen 
Arbeitnehmender.69 Die Höhe der UVG-Invaliden-
rente beträgt bei Vollinvalidität 80 Prozent des 
versicherten Verdienstes, bei Teilinvalidität wird 
sie entsprechend gekürzt.70 Wenn der Versicherte 
zusätzlich eine Invalidenrente der IV- oder eine 
Altersrente der AHV beanspruchen kann, ist die 
UVG-Rente zu reduzieren, damit eine Überent-
schädigung vermieden wird. Sie wird dadurch zu 
einer Komplementärrente. Diese entspricht der 
Differenz zwischen 90 Prozent des versicherten 
Verdienstes und der Rente der IV oder der AHV, 
höchstens aber dem für Voll- oder Teilinvalidität 
vorgesehenen Betrag.71 Es besteht ein lebensläng-
licher Anspruch auf UVG-Renten, so dass sie auch 
dann weitergewährt werden, wenn der Versicher-
te das AHV-Rentenalter erreicht hat.72 Im Rahmen 
einer laufenden Revision des Unfallversiche-
rungsrechts ist vorgesehen, dass die Invaliditäts-
rente von Altersrentnern auf das Niveau der ent-
sprechenden Altersrente gekürzt werden können 
soll, um im Vergleich mit den uneingeschränkt 
Erwerbsfähigen eine Überentschädigung zu ver-
meiden. 
Eine ähnliche Situation ergibt sich, wenn 
eine Invalidenrente der Militärversicherung ge-
leistet wird. Personen, die für den Bund persön-
liche Leistungen im Bereich der Sicherheits- oder 
66 In der Schweiz wird dabei davon ausgegangen, dass die kapitalgedeckten Versicherungen weit weniger dem demographischen Wandel 
ausgeliefert sind als die umlagefi nanzierten.
67 Art. 18 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung (UVG) vom 20. März 1981 (SR 832.20).
68 Art. 1a Abs. 1 UVG.
69 Art. 6 Abs. 1 UVG.
70 Art. 20 Abs. 1 UVG.
71 Art. 20 Abs. 2 UVG.
72 Art. 19 Abs. 2 UVG.
Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO
Diskurs
20
Friedensdienste erbringen, sind bei der Militär-
versicherung gegen das Risiko von Gesundheits-
schäden versichert.73 Bei vollständiger Invalidität 
entspricht die Invalidenrente der Militärversiche-
rung 95 Prozent des versicherten Verdienstes.74 
Sobald der invalide Versicherte das AHV-Renten-
alter erreicht, wird die Invalidenrente als Alters-
rente auf der Hälfte des Jahresverdienstes, der der 
Rente zugrunde liegt, ausgerichtet.75
4. Folgen für geringfügig Beschäftigte, 
 Selbstständige und Beamte
Im obligatorischen Bereich bietet die 2. Säule (mit 
Ausnahme der als Vorsorgeleistungen zu ver-
stehenden lebenslangen Invalidenrenten der Un-
fall- und Militärversicherung) unselbstständig 
Beschäftigten, welche das für die obligatorische 
Versicherung jährliche Mindesteinkommen von 
19.890 Franken nicht erreichen, keinen Schutz. 
Dieser Ausschluss, der vor allem Teilzeiterwer-
bende betrifft, bildet seit längerer Zeit Gegen-
stand berechtigter Kritik. Aufgrund des auf der 
1. Säule aufbauenden Zusatzcharakters der 2. Säu -
le wird dagegen jedoch angeführt, dass es nicht 
die Aufgabe der obligatorischen berufl ichen Vor-
sorge sein könne, auch für Minimal- oder Teillöh-
ne, die im Rahmen von Leistungen der 1. Säule 
im Versicherungsfall hinreichend substituiert 
würden, einen zusätzlichen Schutz zu bieten. Da-
bei ist jedoch zu berücksichtigen, dass in der 
Schweiz vor allem Frauen teilzeiterwerbend sind, 
und zwar in erheblichem Umfang. Nach neues-
ten Erhebungen beträgt die Quote derjenigen 
Frauen, die weniger als 90 Prozent erwerbstätig 
sind, 28,8 Prozent, während die entsprechende 
Quote bei den Männern bei 6,6 Prozent liegt.76 
Der durch die Minimalgrenze bewirkte Ausschluss 
eines nicht unerheblichen Teils der weiblichen 
Erwerbstätigen wird politisch als bedenklich ein-
gestuft.
Mit der am 1. Januar 2005 in Kraft getretenen 
1. BVG-Revision wurde es für Selbstständigerwer-
bende, die nicht obligatorisch in der 2. Säule ver-
sichert sind, etwas attraktiver, sich einer Einrich-
tung der kollektiven Vorsorge anzuschließen. Im 
Gegensatz zu früher sind heute weitergehende 
Wahlmöglichkeiten vorhanden. Zudem – und 
hier liegt vor allem für gut verdienende Selbst-
ständigerwerbende die Attraktivität einer solchen 
Lösung – sind die an eine Vorsorgeeinrichtung 
bezahlten Beträge, die der Vorsorge dienen, voll-
umfänglich und im Wesentlichen unlimitiert 
steu erlich abzugsfähig. Je nach persönlicher Si-
tuation werden es Selbstständigerwerbende aber 
vorziehen, ihren Vorsorgeschutz über die 3. Säule 
aufzubauen. Die steuerlich abzugsfähigen Beiträ-
ge sind dort jedoch auf einen jährlichen Maxi-
malbetrag von gegenwärtig 31.824 Franken limi-
tiert, doch können unter Umständen fl exiblere 
Lösungen als bei einer Einrichtung der 2. Säule 
vereinbart werden.
Wie in der 1. Säule gibt es – von wenigen 
Ausnahmen abgesehen77 – im Bereich der obliga-
torischen berufl ichen Vorsorge keine Sonder -
regelungen für Beamte und Angestellte des öf-
fentlichen Dienstes. Aufgrund des BVG sind für 
alle diese Personengruppen durch den Anschluss 
an  eine  Versicherungseinrichtung  mindestens 
die im Gesetz vorgesehenen Minimalleistungen 
sicher zu stellen. Sehr häufi g haben öffentlich-
rechtliche Arbeitgeber eigene Vorsorgeeinrich-
tungen für ihre Angestellten gegründet, doch hat 
dies keine Auswirkungen auf die Versicherungs-
pfl icht und den Versicherungsumfang von öf-
fentlich-rechtlich Beschäftigten und Beamten.
73 Art. 1a des Bundesgesetzes über die Militärversicherung (MVG) vom 19. Juni 1992, SR 833.1.
74 Art. 40 Abs. 2 MVG.
75 Art. 47 Abs. 1 MVG.
76 Vgl. Tabelle T1.3, Erwerbstätige nach Wirtschaftssektoren, Alter, Beschäftigungsgrad, Erwerbsstatus, Geschlecht und Nationalität (30. 
Ju ni 2006), Bundesamt für Statistik, abrufbar unter www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/03/01/keyw.html
77 Z.B. Art. 51 Abs. 5 BVG.
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V. Individuelle Selbstvorsorge
1. Steuerprivilegierung der 3. Säule78
Bei der 3. Säule handelt es sich um eine individu-
elle, für Vorsorgezwecke gebundene und steuer-
privilegierte Vorsorgeform. Man könnte die 3. 
Säule am ehesten als steuerprivilegiertes Sparen 
bezeichnen. Auch wenn es sich bei der 3. Säule 
nicht um ein eigentliches Versicherungssystem 
handelt, sind auch bestimmte Formen der gebun-
denen Vorsorgeversicherung79 als Sparform in der 
3. Säule zugelassen.
Altersleistungen der 3. Säule dürfen frühes-
tens fünf Jahre vor Erreichen des ordentlichen 
Rentenalters ausgerichtet werden und werden 
spätestens bei Erreichen des ordentlichen Renten-
alters fällig. In bestimmten Konstellationen ist 
die vorzeitige Ausrichtung von Altersleistungen 
zulässig. Insbesondere kann die Altersleistung 
vorher ausgerichtet werden für Erwerb und Er-
stellung von Wohneigentum zum Eigenbedarf, 
Beteiligungen am Wohneigentum zum Eigenbe-
darf und Rückzahlungen vom Hypothekardar le-
hen.80 Auszahlungen der 3. Säule unterliegen der 
Steuerpfl icht, die jedoch in den meisten Kanto-
nen gegenüber der Einkommenssteuer privile-
giert wird.
Der Aufbau einer steuerprivilegierten 3. Säu-
le steht Arbeitnehmenden wie Selbstständiger-
werbenden offen, wobei sich der Umfang der 
jährlichen steuerbefreiten Beiträge danach unter-
scheidet, ob die entsprechende Person einer Vor-
sorgeeinrichtung der 2. Säule angeschlossen ist.81 
Diejenigen, die in der 2. Säule versichert sind, 
können jährlich 8 Prozent des in der obligato-
rischen berufl ichen Vorsorge versicherten Maxi-
mallohns (gegenwärtig 79.560 Franken) steuerbe-
günstigt in die Vorsorge investieren (gegenwärtig 
6.365 Franken), diejenigen, die über keine Ver-
sicherung in der 2. Säule verfügen, 20 Prozent 
ihres Einkommens, höchstens aber 40 Prozent 
desselben Maximalbetrags (gegenwärtig 31.824 
Franken).
2. Folgen für geringfügig Beschäftigte, 
 Selbstständige und Beamte
Die steuerlich begünstigte gebundene Selbstvor-
sorge steht Beamten und öffentlich-rechtlich An-
gestellten im gleichen Maß zu wie allen anderen 
Erwerbstätigen.
Für Erwerbstätige, die lediglich im geringfü-
gigen Ausmaß im Sinne der AHV-Gesetzgebung 
eine Nebenbeschäftigung ausüben (d.h. bei Jah-
reseinkommen von unter 2.000 Franken) spielt 
die 3. Säule – mindestens für diese Nebenbeschäf-
tigung – keine direkte Rolle. Sie ist zudem nur 
mäßig attraktiv für Unselbstständige, die weniger 
als den Minimalbetrag des für die obligatorische 
Versicherung in der berufl ichen Vorsorge not-
wendigen Betrags von gegenwärtig 19.890 Fran-
ken verdienen. Diese können zwar ebenfalls eine 
3. Säule bilden, jedoch nur im Umfang von ma-
ximal 20 Prozent des Erwerbseinkommens, d.h. 
bis zu einem Maximalbetrag von jährlich 2.000 
Franken. Von dieser Möglichkeit wird denn in der 
Praxis auch nur Gebrauch gemacht, wenn eine 
Person anderweitig wirtschaftlich gesichert ist 
(z.B. durch die Ehe oder Vermögen) und die 20 
Prozent des geringen Einkommens problemlos 
entbehrt werden können.
Eine recht attraktive Möglichkeit zur Bildung 
einer 3. Säule eröffnet sich indes für Personen, 
die im Rahmen der weitergehenden berufl ichen 
Vorsorge bereits für Einkommensteile unterhalb 
78 Üblicherweise wird die steuerbegünstigte Vorsorge als „Säule 3a“ bezeichnet, das darüber hinausgehende freie Sparen dagegen als „Säule 
3b“, was den falschen Eindruck erwecken könnte, dass auch das freie Sparen einen integralen Bestandteil des Vorsorgesystems bildet und 
durch staatliche Maßnahmen begünstigt wird, was nicht zutrifft.
79 Als gebundene Vorsorgeversicherungen gelten besondere Kapital- und Rentenversicherungen auf den Erlebens-, Invaliditäts- oder Todes-
fall, einschließlich allfälliger Zusatzversicherungen für Unfalltod oder Invalidität, die mit einer der Versicherungsaufsicht unterstellten 
oder mit einer öffentlich-rechtlichen Versicherungseinrichtung geschlossen werden und ausschließlich und unwiderrufl ich der Vorsorge 
dienen (Art. 1 Abs. 2 BVV 3).
80 Art. 3 Abs. 2 und 3 BVV 3.
81 Es ist dabei unerheblich, ob eine Person obligatorisch, in der weitergehenden berufl ichen Vorsorge oder in der freiwilligen berufl ichen 
Vorsorge versichert ist. Durch dieses Kriterium soll verhindert werden, dass sowohl durch Einlagen in die kollektive berufl iche Vorsorge 
(2. Säule) als auch in die gebundene individuelle Selbstvorsorge im Übermaß Steuern vermieden werden können.
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der Grenze von 19.890 Franken bei einer Vorsor-
geeinrichtung versichert sind oder die untere 
Grenze der obligatorischen Versicherung nur 
knapp überschreiten, aber nicht auf die Erwerbs-
einkünfte angewiesen sind: Ihnen steht aufgrund 
ihres Anschlusses an eine Vorsorgeeinrichtung 
der volle Pauschalbetrag von 6.365 Franken zum 
Abzug zur Verfügung.
Für Selbstständigerwerbende, die sich nicht 
freiwillig einer Vorsorgeeinrichtung der 2. Säule 
angeschlossen haben, stand und steht die Bil-
dung einer 3. Säule – häufi g auch in der Form 
 einer Versicherungslösung – im Vordergrund. 
Durch die Möglichkeit, bis zur Höchstgrenze von 
gegenwärtig  31.824  Franken  bis  zu  20  Prozent 
des Erwerbseinkommens steuerprivilegiert in die 
Vorsorge investieren zu können, können sich 
Selbstständige eine sehr komfortable Vorsorge 
aufbauen. Aufgrund der jüngst attraktiver gestal-
teten Möglichkeiten der Vorsorge in der 2. Säule, 
die keine eigentlichen Beschränkungen der jähr-
lichen (ebenfalls von der Steuer absetzbaren) Bei-
träge kennt, dürften zahlreiche Selbstständiger-
werbende künftig wieder Lösungen im Rahmen 
der 2. Säule in Aussicht nehmen.
